
seine Frau mit einem gefälschten Paß nach Westberlin 
gelangen könne. Entsprechend deren Aufforderung flog 
er mit dem Ehepaar W. nach Hannover, um westdeut­
sche Reisepässe zu besorgen. Er erhielt vier Stück, von 
denen er zwei der Girrmann-Organisation zur Ver­
fügung stellte. Ferner beschaffte er für die im demokra­
tischen Berlin wohnhafte Familie H., die mit west­
deutschen Ausweisen die Grenze überschreiten sollte, 
einige in Westdeutschland hergestellte Gegenstände 
des persönlichen Bedarfs.
Am 28. Juli 1962 erfuhr der Angeklagte im „Haus der 
Zukunft“ von dem Plan des unterirdischen bewaffneten 
Grenzdurchbruchs in Treptow, der zunächst für den
31. Juli vorgesehen war. Er benachrichtigte davon seine 
Frau und, entsprechend Girrmanns Auftrag, auch die 
Familie H., die ein weiteres Ehepaar verständigen 
sollte. Ebenso unterrichtete er die Genannten von der 
Verschiebung des Termins auf den 7. August.
Am Morgen des 7. August wurde der Angeklagte wäh­
rend einer Besprechung bei Girrmann in alle Einzel­
heiten der Provokation eingeweiht. Insbesondere 
erfuhr er, daß die Aktion durch bewaffnete Mitglieder 
der Gruppe, die in das Gebiet der DDR eindringen 
sollten und von Girrmann als „Himmelfahrts­
kommando“ bezeichnet wurden, gesichert werden und 
daß Westberliner Polizei den Feuerschutz übernehmen 
sollte.
In voller Kenntnis aller Umstände der geplanten Pro­
vokation nahm der Angeklagte an der weiteren 
Organisierung teil und erfüllte die von Girrmann er­
haltenen Aufträge. Er traf sich am 7. August mit 
anderen Angehörigen der Terrorgruppe im demokra­
tischen Berlin und legte mit ihnen weitere Einzelheiten 
der Vorbereitung fest. Er versuchte vergeblich, die 
Familie H. über den genauen Termin und den 
Treffort zu benachrichtigen. Anschließend suchte er 
seine Ehefrau auf, um sie zu verständigen. Weil er die 
Gefährlichkeit der Provokation erkannt hatte, gab er 
ihr gleichzeitig Hinweise, wie sie sich zu verhalten 
habe, wenn geschossen werde. Seinem Sohn gab er eine 
Schlaftablette, damit die Aktion nicht durch Schreien 
des Kindes gestört werde. Dann begab er sich mit 
Frau und Kind zu dem Treffpunkt in Berlin-Lichten- 
berg.
Der vorstehende Sachverhalt beruht auf den Geständ­
nissen der Angeklagten und den zum Gegenstand der 
Hauptverhandlung gemachten Beweismaterialien sowie 
dem Gutachten der Sachverständigen Prof. Dr. Hey­
mann und Julius Mader. Die Richtigkeit der Geständ­
nisse wurde durch die glaubhaften Aussagen der 
Zeugen Mayer, Matthei, Kühne, Marczmke, Reinicke, 
Krause, Löwenstein, Meier, Röhl, Grüssner, Sendler 
und Hahn bestätigt.

III
Die von den Angeklagten begangenen Verbrechen 
stellen, ob es sich um die langjährigen Spione Fink und 
Sterzik oder um die Grenzprovokateure Gengelbach, 
Sternheimer und Stachowitz handelt, die unmittelbare 
Verwirklichung der aggressiven Gewaltpolitik der 
revanchistischen und militaristischen Kreise der Bonner 
Regierung und des Westberliner Senats dar, die die 
Welt in die Katastrophe eines mit Atom- und Raketen­
waffen geführten dritten Weltkrieges zu stürzen 
droht.
Die Angeklagten F i n k  u n d  S t e r z i k  sind der 
Spionage schuldig. Beide sind seit vielen Jahren, Fink 
für den westdeutschen Bundesnachrichtendienst und 
Sterzik für den amerikanischen Geheimdienst angewor­
ben und haben deren zahlreiche, vor allem den mili­
tärischen Bereich betreffende Aufträge gegen feste 
Besoldung ausgeführt. Allein mit der Anwerbung und 
der Entgegennahme von Aufträgen haben sie den 
Tatbestand des § 14 SIEG, der bereits das Unternehmen 
eines solchen Verbrechens unter Strafe stellt, verwirk­
licht. Die von ihnen erkundeten und den Geheim­
diensten übermittelten Tatsachen und - Nachrichten 
waren im politischen und wirtschaftlichen Interesse

und zum Schutze der DDR geheimzuhalten. Der Um­
fang und die etwa zehnjährige Dauer ihrer verbreche­
rischen Spionagetätigkeit, die Intensität, mit der sie 
aus Feindschaft gegen die DDR vorgegangen sind, ihre 
Ausrüstung mit speziellen geheimdienstlichen, ins­
besondere der geheimen Nachrichtenübermittlung 
dienenden Mitteln und ihr Einsatz nach der Errichtung 
des antifaschistischen Schutzwalles kennzeichnet sie als 
gefährliche Spione, deren Verbrechen als schwerer Fall 
im Sinne des § 24 StEG zu beurteilen sind.
Der im Antrag des Generalstaatsanwalts enthaltenen 
Auffassung, die Angeklagten seien tateinheitlich auch 
aus § 17 StEG zu bestrafen, weil sie nach dem 
13. August 1961 auftragsgemäß die Grenzsicherungs­
anlagen und andere Einzelheiten der Grenzsicherung 
im Raum Berlin erkundeten und darüber den Geheim­
diensten berichteten, vermag der Senat nicht zu folgen. 
Dabei wird nicht verkannt, daß zwischen diesen 
Spionageberichten und geplanten oder durchgeführten 
Gewaltakten an der Staatsgrenze in Berlin oder auch 
anderen, die Staatsgrenze betreffenden Verbrechen, die 
den Tatbestand des § 17 StEG verwirklichen, unmittel­
bare Zusammenhänge bestehen. Derartige Zusammen­
hänge sind jedoch bei jeder Spionage, die für imperia­
listische Geheimdienste betrieben wird, vorhanden. Sie 
ergeben sich aus dem Charakter und dem Zweck dieses 
Verbrechens, das generell der Kriegsvorbereitung und 
der Vorbereitung des konterrevolutionären Verbrechens 
des Staatsverrats dient, das aber auch oft der Vor­
bereitung anderer Staatsverbrechen, z. B. der Diversion 
oder Sabotage, die Grundlagen liefert. Das Unter­
nehmen derartiger Verbrechen, das in den §§ 13, 22 
und 23 StEG unter Strafe gestellt ist, wird, soweit es 
durch Auskundschaften begangen worden ist, voll vom 
Tatbestand der Spionage (§ 14 StEG) erfaßt.
Die Angeklagten Fink und Sterzik muß schwerste 
Strafe treffen. Das Grundmotiv, aus dem sie hem­
mungslos ihre schweren Verbrechen begingen, ist, wie 
beide Angeklagten bekannt haben, bewußte Feindschaft 
gegen die Arbeiter-und-Bauern-Macht in der DDR. Die 
durch außergewöhnlichen Umfang und Gefährlichkeit 
gekennzeichnete Schwere ihrer Verbrechen erfordert 
ihre Isolierung auf Lebenszeit. Der Senat hat deshalb 
entsprechend dem Anträge des Generalstaatsanwalts 
gegen beide Angeklagten auf lebenslanges Zuchthaus 
erkannt.
Die Angeklagten Gengelbach, Sternheimer und Stacho­
witz haben ihre als fortgesetzte Handlung zu werten­
den Verbrechen innerhalb der Terrorgruppen Girr­
mann bzw. Breitstoffer begangen. Hinsichtlich der Girr­
mann-Organisation hat die Beweisaufnahme die bereits 
in der Strafsache gegen Steglich u. a. — 1 Zst (I) 2/82 — 
(Urteil vom 4. Juli 1962, NJ 1962 S. 428) getroffenen 
Feststellungen erneut bestätigt. Die Aufgaben und 
Ziele der Girrmann-Organisation und die Methoden 
ihres Kampfes gegen die DDR sind vor allem der 
Menschenhandel in den verschiedensten Formen und 
die Bildung von bewaffneten Banden zur Durchführung 
von Grenzprovokationen gegen die DDR. Hinsichtlich 
der Gruppe Breitstoffer hat die Beweisaufnahme im 
wesentlichen die gleichen Feststellungen ergeben. 
Beide sind verbrecherische Organisationen, deren Tätig­
keit in besonders gefährlicher Weise gegen die Grund­
lagen der DDR gerichtet und von deren Strafge.se-.zen 
als Staatsverbrechen gemäß §§ 17, und 21 StEG als 
Unternehmen unter Strafe gestellt ist. Das bedeuiet, 
daß bereits Vorbereitungshandlungen als vollendetes 
Verbrechen bestraft werden, um derart gefährliche 
Angriffe bereits in ihrem Keim zu erfassen und ihnen 
schon - im frühesten Stadium verbrecherischer Betäti­
gung wirksam zu begegnen. Der Eintritt in eine 
Organisation, deren Ziel die Begehung von Verbrechen 
gegen solche Strafgesetze ist, die einen Unternehmens-
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